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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Weinwirtschaftsgesetzes 
und des Weingesetzes 

A. Problem 

Durch das Gesetz zur Änderung des Weingesetzes und des 

Weinwirtschaftsgesetzes vom 30. August 1990 werden die beiden 

Abgaben für den Weinfonds (Flächen- und Mengenabgabe) ab 

1. Januar 1993 durch nur noch eine und nur mengenbezogene 

Abgabe ersetzt. In der Zwischenzeit hat sich herausgestellt, daß die 

Einführung der neuen Abgabe unzweckmäßig ist und nicht vorge-

nommen werden soll. Durch das vorliegende Gesetz werden die die 

neue Abgabe vorsehenden Regelungen aufgehoben. 

Ferner werden dringend erforderliche Änderungen des Weinge

-

setzes vorgenommen, die durch die Wiedervereinigung, die Los- 
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kennzeichnungs-Richtlinie der Gemeinschaft sowie Zuständig-
keitsänderungen notwendig geworden sind. 

B. Lösung 

Das vorliegende Änderungsgesetz enthält die notwendigen Vor-
schriften, um die vorgenannten Zielsetzungen zu erreichen. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Bund, Ländern und Gemeinden entstehen keine Kosten. Auswir-
kungen auf die Erzeugerpreise, das Preisniveau und die Verbrau-
cherpreise sind nicht zu erwarten. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Weinwirtschaftsgesetzes 
und des Weingesetzes 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos-
sen: 

Artikel 1 

Das Gesetz zur Änderung des Weingesetzes und des 
Weinwirtschaftsgesetzes vom 30. August 1990 
(BGBl. I S. 1863, 1991 I S. 682) wird wie folgt geän-
dert: 

1. Artikel 3 Nr. 1, 2, 4 und 5 wird aufgehoben. 

2. Artikel 7 wird wie folgt gefaßt: 

„Artikel 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkün-
dung in  Kraft."  

Artikel 2 

Das Weinwirtschaftsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Oktober 1990 (BGBl. I 

 S. 2266, 1991 I S. 682) wird wie folgt geändert: 

1. In § 7 Nr. 1 werden die Angabe „ § 3 Abs. 2 Satz 1" 
durch die Angabe „§ 3 Abs. 3 Satz 1" und die 
Angabe „§ 3 Abs. 2 Satz 2" durch die Angabe „ § 3 
Abs. 3 Satz 2" ersetzt. 

2. § 23a wird aufgehoben. 

3. § 26 wird gestrichen; § 27 wird § 26. 

Artikel 3 

Das Weingesetz in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 27. August 1982 (BGBl. I S. 1196), zuletzt 
geändert durch die Verordnung vom 29. Mai 1991 
(BGBl. I S. 1206), wird wie folgt geändert: 

1. § 10 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 6 werden der Punkt am Ende durch 
ein Komma ersetzt und folgende Nummern 
angefügt: 

„ 12. Saale-Unstrut, 

13. Sachsen."  

b) In Absatz 7 wird der Punkt am Ende durch ein 
Komma ersetzt und folgende Nummer ange-
fügt: 

„5. Albrechtsburg." 

c) In Absatz 8 Satz 1 werden der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt und folgende Num-
mern angefügt: 

„ 18. Mitteldeutscher Landwein, 

19. Sächsischer Landwein." 

2. In § 15 Abs. 1 Nr. 2 werden die Worte „oder der 
Partie" gestrichen. 

3. § 32 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 3 wird gestrichen. 

bb) Die bisherigen Nummern 4, 5 und 6 werden 
die Nummern 2, 3 und 4. 

b) Absatz 3 Satz 2 wird gestrichen. 

4. Nach § 47 wird folgender neuer § 47a eingefügt: 

„§ 47a 

Bezeichnungen und sonstige Angaben 

Durch Rechtsverordnung können Vorschriften 
zur Durchführung von Rechtsakten des Rates oder 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
über die Bezeichnung und Aufmachung auch für 
andere als in § 16 Abs. 3 Nr. 1, § 26 Abs. 1, § 31 
Abs. 6 und § 41 Abs. 4 genannte Erzeugnisse im 
Sinne des § 45 Abs. 1 sowie für Erzeugnisse im 
Sinne des § 75 Abs. 4 erlassen werden, wenn dies 
den Interessen des Verbrauchers dient oder ein 
wirtschaftliches Bedürfnis besteht und Interessen 
des Verbrauchers nicht entgegenstehen." 

5. In § 59 Abs. 1 Nr. 7 Buchstabe a werden die Worte 
„ der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit" durch die Worte „der für den Erlaß 
der Rechtsverordnung jeweils zuständige Bundes-
minister" ersetzt. 

6. Die §§ 62a und 74 werden gestrichen. 

7. In § 69 Abs. 5 Nr. 1 wird vor der Angabe „§ 49" die 
Angabe ,, § 47a, " eingefügt. 

8. § 71 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 71 

Rechtsverordnungen und allgemeine 
Verwaltungsvorschriften 

(1) Rechtsverordnungen zur Durchführung die-
ses Gesetzes erläßt, soweit nichts anderes bestimmt 
ist, der Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Gesundheit mit Zustimmung 
des Bundesrates. 

(2) Rechtsverordnungen zur Durchführung des 
Teiles II Zweiter Abschnitt (Branntwein aus Wein) 
erläßt der Bundesminister für Gesundheit im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten mit Zustimmung 
des Bundesrates. Rechtsverordnungen nach § 8 
Abs. 2 Satz 2 und 3, § 9 Abs. 6, § 30 Abs. 4, § 46 
Abs. 4, § 47 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2, §§ 47 a, 49, 50 
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Abs. 1 und 2, § 51 Abs. 3, § 52 Abs. 5 Satz 6, § 53 
Abs. 3, §§ 57, 58 Abs. 3 Satz 3 und Abs. 4, § 59 
Abs. 1 und § 61 werden vom Bundesminister für 
Gesundheit im Einvernehmen mit dem Bundesmi-
nister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
mit Zustimmung des Bundesrates erlassen, soweit 
dies zur Durchführung des Teiles II Zweiter 
Abschnitt (Branntwein aus Wein) erforderlich ist. 

(3) Soweit dieses Gesetz die Landesregierungen 
zum Erlaß von Rechtsverordnungen ermächtigt, 
sind diese befugt, die Ermächtigung durch Rechts-
verordnung auf oberste Landesbehörden, im Falle 
des § 4 Abs. 3 und 4 und § 10 Abs. 9 Satz 2 auch auf 
andere Behörden, zu übertragen. 

(4) Allgemeine Verwaltungsvorschriften zur 
Durchführung dieses Gesetzes werden mit Zustim-
mung des Bundesrates erlassen 

1. vom Bundesminister für Gesundheit im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, soweit er nach 
Absatz 2 die Zuständigkeit für den Erlaß von 
Rechtsverordnungen hat, 

2. im übrigen vom Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Gesundheit. " 

9. In § 72 werden die Worte „Jugend, Familie und 
Gesundheit" ersetzt durch die Worte „Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten, der Bundesminister 
für Gesundheit". 

Artikel 4 

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten kann den Wortlaut des Weinwirtschafts-
gesetzes in der vom [einsetzen: Tag des Inkrafttretens 
dieses Gesetzes] an geltenden Fassung im Bundes-
gesetzblatt bekanntmachen. 

Artikel S 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. 
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Begründung 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 

Durch Artikel 3 des Gesetzes zur Änderung des Wein-
gesetzes und des Weinwirtschaftsgesetzes vom 
30. August 1990 (BGBl. I S. 1863) werden die beiden 
Abgaben für den Weinfonds (Flächen- und Mengen-
abgabe) ab 1. Januar 1993 durch nur noch eine und 
nur mengenbezogene Abgabe ersetzt. 

In der Zwischenzeit hat sich herausgestellt, daß die 
Einführung der neuen Abgabe unzweckmäßig ist und 
nicht vorgenommen werden  soll. 

Durch die Aufhebung des Artikels 3 Nr. 1, 2, 4 und 5 
entfallen die Regelungen über die neue Abgabe, so 
daß die derzeitigen beiden Abgaben nach dem 1. Ja-
nuar 1993 weiter bestehen werden. 

Zu Nummer 2 

Folgeänderung zu Nummer 1 

Zu Artikel 2 

Zu Nummer 1 

Es handelt sich um die redaktionelle Anpassung an 
eine Änderung des § 3, die den Erlaß von Entfer-
nungsverfügungen bei Verstößen gegen Rebsorten

-

auflagen betrifft. 

Zu Nummer 2 

§ 23 a ist bereits geltendes Recht und ermächtigt den 
Bundesminister für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, durch Rechtsverordnung Vorschriften über 
die Erhebung der neuen Abgabe für den Weinfonds zu 
erlassen. Die Regelung ist als Folgeänderung zu 
Artikel 1 aufzuheben. 

Zu Nummer 3 

§ 26 (Berlin-Klausel) ist nach der Wiedervereinigung 
gegenstandslos und aus Gründen der Rechtsklarheit 
zu streichen. 

Zu Artikel 3 

Zu Nummer 1 

Nach der Wiedervereinigung gilt in den neuen Bun-
desländern das Weinrecht der Europäischen Gemein-
schaften und der Bundesrepublik Deutschland. Damit 
für die Erzeugnisse der neuen Bundesländer Her-
kunftsgebiete abgegrenzt und die Erzeugnisse dem 
geltenden Bezeichnungsrecht entsprechend in den 
Verkehr gebracht werden können, müssen unverzüg-
lich für Anbaugebiete für Qualitätswein b. A., Wein-
baugebiete für Tafelwein sowie für Landwein entspre-
chende Bezeichnungen festgelegt werden. 

Zu Nummer 2 

Nach der Loskennzeichnungs-Richtlinie des Rates 
vom 14. Juni 1989 (89/369/EWG) (ABl. EG Nr. L 186 
S. 2), die der unverzüglichen Umsetzung in deutsches 
Recht bedarf, dürfen ab 20. Juni 1992 u. a. auch 
Erzeugnisse des Weinbaus nur noch in den Verkehr 
gebracht werden, wenn die jeweilige Partie (= Los) mit 
vorgeschriebenen Angaben versehen ist. 

Da zur Kennzeichnung eines Loses die Angabe einer 
Nummer erforderlich sein kann, ist das in § 15 Abs. 1 
Nr. 2 des Weingesetzes enthaltene Verbot, in der 
Bezeichnung die Nummer einer Partie anzugeben, 
aufzuheben. 

Zu Nummer 3 

Durch die Änderungen wird ein von der Gemeinschaft 
bereits eingeleitetes Vertragsverletzungsverfahren 
abgewendet. 

Die Bundesregierung hatte die unverzügliche Ände-
rung der Regelung in Aussicht gestellt. 

Zu Nummer 4 

Nach der Loskennzeichnungs-Richtlinie (s. Begrün-
dung zu Nummer 2) sind bei allen Erzeugnissen des 
Weinbaus die Partien (= Lose) mit vorgeschriebenen 
Angaben zu versehen. Die derzeitigen Regelungen 
des Weingesetzes geben aber nur für bestimmte 
Erzeugnisse die Möglichkeit, die entsprechenden 
Angaben vorzuschreiben. Durch den neuen § 47 a soll 
die Möglichkeit gegeben werden, auch für die übri-
gen in § 45 Abs. 1 sowie für die in § 75 Abs. 4 
genannten Erzeugnisse die entsprechenden Angaben 
vorzuschreiben. 
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Zu Nummer 5 

Die Regelung enthält eine Anpassung an die durch 
Organisationserlaß des Bundeskanzleramtes vom 
26. April 1991 neu geregelte Zuständigkeit für das 
Weinrecht. Auf die Begründung zu Nummer 8 wird 
verwiesen. 

Zu Nummer 6 

§ 62a (Einfuhren aus der DDR) und § 74 (Berlin

-

Klausel) sind nach der Wiedervereinigung gegen-
standslos und aus Gründen der Rechtsklarheit zu 
streichen. 

Zu Nummer 7 

Folgeänderung zu Nummer 4 

Zu Nummer 8 

Durch Organisationserlaß des Bundeskanzleramtes 
vom 26. April 1991 (BGBl. I S. 1179) wurde die 
Zuständigkeit für den überwiegenden Teil des Wein-
rechts auf den Bundesminister für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten (BML) übertragen. Die Zustän-
digkeit für Teil II Zweiter Abschnitt des Weingesetzes 
(Branntwein aus Wein) sowie für § 75 Abs. 4 (Wein-
ähnliche Getränke) verblieb beim Bundesminister für 
Gesundheit (BMG). 

Durch die Änderung des § 71 wird die Zuständigkeit 
für den Erlaß von Rechtsverordnungen und allge-
meine Verwaltungsvorschriften dem Organisations-
erlaß angepaßt. Damit wird eine gesonderte Anpas

-

sung durch Zuständigkeitsanpassungsverordnung 
des Bundesministers der Justiz entbehrlich. 

§ 71 Abs. 1 ermächtigt grundsätzlich den BML (im 
Einvernehmen mit BMG). Absatz 2 Satz 1 ermächtigt 
für den Bereich seiner Zuständigkeit den BMG (im 
Einvernehien mit BML). Absatz 2 Satz 2 ermächtigt 
jeden der beiden Minister jeweils für den Bereich 
seiner Zuständigkeit (jeweils im Einvernehmen mit 
dem anderen Minister). 

Zu Nummer 9 

Die Regelung enthält ebenfalls eine Anpassung an 
den Organisationserlaß. 

Zu Artikel 4 

Die Regelung ermächtigt den Bundesminister, eine 
Neufassung des Weinwirtschaftsgesetzes bekanntzu-
machen. 

Zu Artikel 5 

Regelung des Inkrafttretens 

Zu den Kosten 

Bund, Ländern und Gemeinden entstehen keine 
Kosten. Auswirkungen auf die Erzeugerpreise, das 
Preisniveau und die Verbraucherpreise sind nicht zu 
erwarten. 






